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ILO: Der VPOD verklagt die Schweiz

In der Schweiz wurde die ILO, die Internationale Arbeitsorganisation, gegründet. Und hier - in Genf - hat sie auch ihren Sitz. An der derzeit stattfindenden 102. Internationalen Arbeitskonferenz sitzt die Schweiz allerdings auf der Anklagebank. 

Klage wurde eingereicht vom VPOD  - wegen der missbräuchlichen Entlassung von 22 Streikenden im Neuenburger Spital „La Providence". Die Angestellten wehrten sich gegen eine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und gegen die Missachtung des Gesamtarbeitsvertrag durch den neuen Besitzer - und wurden einfach auf die Strasse gestellt. Gleiches Vorgehen aktuell in Dättwil im Kanton Aargau: Die "Spar"-Beschäftigten, die für ihre Rechte streikten, wurden fristlos entlassen.

Katharina Prelicz-Huber, VPOD-Präsidentin, nannte in ihrer Rede vor der Internationalen Arbeitskonferenz diese beiden Fälle als Beleg für die mangelnde Schweizer Gesetzgebung, die nicht den von der Schweiz ratifizierten ILO-Abkommen Nr. 87 (über Gewerkschaftsrechte und sozialen Schutz) und Nr. 98 (über Organisationsfreiheit und das Recht auf Kollektivverhandlungen) entspricht.

„Sie sind vielleicht überrascht", sagte Katharina Prelicz-Huber heute in Genf zu den Delegierten, „dass der VPOD gegen die Schweiz eine Klage hat einreichen müssen." Die beiden Beispiele zeigen einmal mehr, dass es in der Schweiz leider keinen echten Schutz gegen antigewerkschaftliche Kündigung gibt. Nach Schweizer Recht kann ein Arbeitgeber Arbeitsverträge ohne Frist auflösen. Wenn in seinem Betrieb gestreikt wird, ist das ein patentes Mittel: Die Streikenden werden entlassen - der Streik ist beendet. Eine Pflicht zur Wiedereinstellung besteht auch dann nicht, wenn sich die Kündigung im Nachhinein als nicht rechtmässig erweist. Kurz: „Das ist in der Schweiz Realität: Das Streikrecht ist in der Verfassung zugesichert, aber in Tat und Wahrheit inexistent."

Der VPOD und die Unia - die sich der Klage voraussichtlich anschliessen wird - hoffen, dass nun Bewegung ins seit Jahren festgefahrene Dossier kommt und dass die Schweiz aus ihrer Lethargie gerissen wird. Der Schutz vor gewerkschaftfeindlicher Kündigung muss dringend verbessert werden. Dies fordert auch der SGB: Er hat bereits vor 10 Jahren die Schweiz wegen Verletzung der IAO-Abkommen 87 und 98 angeklagt. Insbesondere der sehr schwache Kündigungsschutz von gewerkschaftlich aktiven Arbeitnehmenden stand im Zentrum dieser Klage. Der SGB hat diese Klage erneuert, nachdem der Bundesrat eine in der Zwischenzeit aufgegleiste Revision des Obligationenrechts, die diese Anliegen hätte aufnehmen sollen, auf Eis gelegt hat. Die SGB-Gewerkschaften appellieren an den Bundesrat und an die Arbeitgeber, sich bei der OR-Revision nicht mehr quer zu legen.
Katharina Prelicz-Huber.
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